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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

Az: B 5 RS 15/14 B 
 
L 3 R 721/13 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 19 R 374/10 (SG Frankfurt/Oder) 
 
 
 
…………….., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: ……………………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund 
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 14. August 2014 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d ,    die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r  

und den Richter   Dr.  K o l o c z e k  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 2. Mai 2014 wird als unzu-

lässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 2.5.2014 hat das LSG Berlin-Brandenburg einen Anspruch der Klägerin auf Fest-

stellung der Zeit vom 1.9.1976 bis 30.9.1990 als Zeit der Zugehörigkeit zum Zusatzversorgungs-

system der technischen Intelligenz und der in diesem Zeitraum erzielten Arbeitsentgelte ver-

neint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin Beschwerde beim BSG 

eingelegt. Sie beruft sich auf Verfahrensfehler iS von § 160 Abs 2 Nr 3 SGG. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begrün-

det ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

- das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht und 

auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

- ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung be-

ruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf 

dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so müs-

sen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die den 

Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Dar-

über hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG ausge-

hend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die Möglichkeit 

einer Beeinflussung des Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der gel-

tend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG 

und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisan-

trag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Die Klägerin rügt zum einen eine unzureichende Tatsachenermittlung. 

 

Die schlüssige Geltendmachung der Verletzung der tatrichterlichen Sachaufklärungspflicht iS 

von § 103 SGG setzt voraus, dass der Beschwerdeführer aufzeigt, im Berufungsverfahren einen 

prozessordnungsgemäßen Beweisantrag gestellt zu haben, dem das LSG ohne hinreichenden 

Grund nicht stattgegeben hat (vgl § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG und BSG SozR 4-1500 § 160a 

Nr 3 RdNr 5 mwN). Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. Die 

Klägerin behauptet schon nicht, einen Beweisantrag vor dem LSG gestellt zu haben. 
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Zum anderen rügt die Klägerin eine nicht hinreichende Beweiswürdigung und damit einen Ver-

stoß gegen § 128 Abs 1 S 1 SGG. Auf eine Verletzung dieser Vorschrift kann eine Nichtzulas-

sungsbeschwerde jedoch gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG nicht gestützt werden. 

 

Mit ihrem übrigen Vorbringen macht die Klägerin die Unrichtigkeit des Berufungsurteils in der 

Sache geltend. Die vermeintliche sachliche Unrichtigkeit der angefochtenen Entscheidung stellt 

aber keinen Revisionszulassungsgrund iS von § 160 Abs 2 Nr 1 bis 3 SGG dar. 

 

Die Bitte der Klägerin um einen richterlichen Hinweis, falls das Gericht "noch weiteren Sachvor-

trag für erforderlich" halten sollte, führt nicht dazu, die Entscheidung über die unzureichend be-

gründete Beschwerde zunächst zurückzustellen. Der Senat ist nicht verpflichtet, die anwaltlich 

vertretene Klägerin vor einer Entscheidung auf Mängel der Beschwerdebegründung hinzuwei-

sen. Die Bestimmung des § 106 Abs 1 SGG gilt insoweit nicht. Das Gesetz unterstellt vielmehr, 

dass ein Rechtsanwalt auch ohne Hilfe des Gerichts in der Lage ist, eine Nichtzulassungsbe-

schwerde formgerecht zu begründen (Senatsbeschluss vom 10.8.2011 - B 5 RS 40/11 B - sowie 

BSG Beschlüsse vom 31.5.2011 - B 13 R 103/11 B - und vom 21.7.2010 - B 7 AL 60/10 B - Juris 

RdNr 7). Gerade dies ist ein Grund für den Vertretungszwang des § 73 Abs 4 SGG (BSG Be-

schluss vom 16.11.2011 - B 13 R 317/11 B). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 und 4 

SGG. 
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